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Rot-Rot in Thüringen verhindern

Zu den jüngsten Äußerungen des Bundestagsfraktionsvorsitzenden der Linken Gysi erklären Rainer 
Wagner Bundesvorsitzender der UOKG und der VOS und Vera Lengsfeld VOS Berlin- Brandenburg 
e.V.: 

Koalitionsverhandlungen in Thüringen abbrechen! Gysi war Teil des Unrechtssystems! 

Vor dem Hintergrund der aktuellen Koalitionsverhandlungen in Thüringen zur Bildung einer Regierung
unter einem Linke- Ministerpräsidenten Ramelow hatten es Bündnis90 Grüne zur Bedingung gemacht,
dass Die Linke anerkennt, dass die DDR ein Unrechtsstaat war. In diesem Sinne wurde ein gemeinsa-
mes Papier entwickelt, das Präambel des Koalitionsvertrags werden soll. 

Dass es die Linke nicht ehrlich meint, zeigte sich bereits, als Ramelow vor seinen Genossen das Papier
als „Protokollnotiz“ abtat. 

Nun hat auch Rechtsanwalt Gregor Gysi klar gemacht, dass seine Partei den Begriff Unrechtsstaat für
die DDR nach wie vor ablehnt. Damit entlarvt er einmal mehr die Linke als eine Partei mit gespaltener
Zunge. 

Gysi war als Rechtsanwalt ein Teil des Unrechtssystems. 

Gysi weiß genau, dass ein willkürlich Verhafteter kein Recht hatte, seine Familie zu benachrichtigen
oder einen Anwalt zu kontaktieren. Kein Festgenommener wurde über seine Rechte belehrt. 

Gysi weiß, wie willkürlich Wehrdienstverweigerer und Republikflüchtlinge behandelt wurden, sie waren
seine Mandanten. 

Gysi weiß, dass Menschen, deren Ausreise aus der DDR genehmigt worden war, gezwungen wurden,
ihr Eigentum zu Schleuderpreisen zu verkaufen, denn Betroffene waren seine Mandanten. 

Gysi weiß, dass es politische Berufsverbote gab, denn er ist von Betroffenen konsultiert worden. 

Gysi weiß, dass Bürgerrechtler gegen ihren Willen aus dem Stasigefängnis Hohenschönhausen in den
Westen abgeschoben wurden. Er war dabei, wenn nötig, sogar ohne Mandat tätig. 

Gysi war als Anwalt zahlreicher  Regimekritiker über die Zustände in den Gefängnissen, Jugendwerkhö-
fen, Untersuchungshaftanstalten der Staatssicherheit informiert. 
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Gysi hat als letzter Parteivorsitzender der SED eine Gruppe für die Sicherung des Parteivermögens ge-
gründet, er hat Informationen über das verschwundene DDR- Vermögen, nach amtlichen Schätzungen
24 Milliarden DM, die er dem Bundestagsuntersuchungsausschuss verweigert hat und bis heute nicht
Preis gibt. 

Diese Aufzählung ist keineswegs vollständig. 

Wenn Gysi dann noch fordert, dass die politisch Verfolgten besser entschädigt werden sollten, ist das
mehr als dreist. 

Es war Gysi und seine Partei, die mit Klagen bis zum Verfassungsgericht dafür gesorgt haben, dass die
Systemstützen der DDR materiell weit besser gesellt wurden, als die von ihnen Verfolgten. 

Vergleichbare Aktivitäten für die politisch Verfolgten hat es von Gysi und seiner viermal umbenannten
SED nicht gegeben. 

Als Vertreter der politisch Verfolgten in der DDR fordern wir, dass Bündnis90/ Grüne die Gespräche mit
der Linken in Thüringen abbrechen. Die Partei hatte festgelegt, keine Koalitionen mit der Linken einzu-
gehen, wenn die nicht anerkennt, dass die DDR ein Unrechtsstaat war. 

Gysi: „Wir sind uns einig, diesen Begriff nicht zu verwenden“. Deutlicher kann eine Absage nicht sein. 

Bündnis 90/ Grüne müssen jetzt zu ihrem Wort stehen! 
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